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Trendthema

Auswirkungen der Stiftungsreform

Der 1. Juli markierte für die ca. 25.000 Stiftungen hierzu-
lande einen historischen Einschnitt: die umfangreichste 
Reform des Stiftungsrechts seit Einführung des Bürger-
lichen Gesetzbuches vor fast 130 Jahren. Sie soll die bisher 
auf Landesebene zersplitterten Regelungen vereinheitli-
chen und mehr Klarheit etwa zu Errichtungsvoraussetzun-
gen, Satzungsänderungen sowie Zusammen- und Zulegung 
von Stiftungen schaffen. Inwiefern dies gelungen ist, er-
klärt Rechtsanwalt Dr. Christoph Mecking im Interview.  
Er ist Mitgründer der Stiftungsinitiative „Fundatio“.

»Herr Dr. Mecking, warum brauchte es 
eine Stiftungs reform?«
Ziel der Neuregelung war die Vereinheit-

lichung des materiellen Stiftungsrechts für 

ganz Deutschland. Dabei sollte der Stand 

der Rechtsentwicklung rechtssicher kodifi-

ziert und die Grundlage für eine verallge-

meinerungsfähige Praxis geschaffen werden. Änderungen von 

Satzung und Status einer Stiftung sollten klarer geregelt und 

notleidende Stiftungen leichter umgestaltet oder aufgelöst 

werden. Ein Stiftungsregister soll Transparenz und Publizität 

verbessern.

»Was sind die wichtigsten Änderungen?«
Der Stiftung wurde die Verbrauchsstiftung als weitgehend  

eigenständiger Typus hinzugefügt. Es ist eine einheitliche  

Begriffsbestimmung für das Stiftungsvermögen vorgesehen: 

Das Grundstockvermögen ist ungeschmälert zu erhalten, 

sonstiges Vermögen kann verbraucht werden; in Ausnahme-

fällen darf die Stiftung sogar einen Teil des Grundstockvermö-

gens verbrauchen. Umschichtungsgewinne können auch für 

gemeinnützige Zwecke verwendet werden. Eingeführt wurde 

die aus dem Aktienrecht bekannte Business Judgement Rule, 

die bei risikobehafteten Entscheidungen geeignet ist, die Haf-

tung der Vorstände zu reduzieren. Für Satzungsänderungen 

wird ein einheitliches Verfahren mit Voraussetzungen einge-

führt, die nach der Intensität der Veränderungen gestuft sind. 

Und die Voraussetzungen, Verfahren und Folgen für Zulegung, 

Zusammenlegung, Auflösung und Aufhebung einer Stiftung 

werden umfassend geregelt. 

»Auf welche Anpassungen sollten sich beste-
hende Stiftungen vorbereiten?«
Da das neue Stiftungsrecht mehr oder weniger den 

herkömmlichen Rechtsbestand abbildet, sind in 

der Regel keine unmittelbaren Aktivitäten erfor-

derlich. Selbstverständlich sollte gelegentlich eine 

Anpassung der Satzung an die neuen Begrifflichkeiten – auch 

aus dem Gemeinnützigkeitssteuerrecht – erfolgen, etwa im 

Bereich der Vermögensbewirtschaftung. Soweit der Zweck 

nicht mehr dauernd und nachhaltig erfüllt werden kann, ist die 

Umgestaltung in eine Verbrauchsstiftung oder eine andere Än-

derung des Status zu erwägen. Mittelfristig sollten Stiftungen 

die Anmeldung zum Stiftungsregister im Blick haben, das 2026 

eingeführt wird. Sie habe dann auch einen Namenszusatz zu 

führen, „e. S.“ für die Stiftung, „e. VS.“ für die Verbrauchsstiftung.

»Wie ließe sich die Stiftungsgründung vereinfachen?«
Neben der Stärkung der Stifterfreiheit im Gesetz wäre eine hilf- B
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„Mittelfristig sollten 

Stiftungen die Anmeldung 

zum Stiftungsregister im 

Blick haben.“

Dr. Christoph Mecking
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reichere Verwaltungspraxis wünschenswert. Nicht selten ver-

suchen die Behörden, auf uniforme Statuten hinzuwirken, um 

sich selbst die Aufsicht zu erleichtern. Viel zu oft hat sich  

der Stifter mit kleinlichen Vorgaben auseinanderzusetzen. Und 

seit Längerem ist eine Bearbeitungszeit festzustellen, die die 

Grenze der Zumutbarkeit erreicht. 

»Was wollen Sie mit Ihrer kürzlich angestoßenen Initiative 
„für Dynamik und Rechtssicherheit im Stiftungswesen“  
bewirken?«
Zusammen mit zwei Anwaltskollegen habe ich eine Stiftung 

mit dem Namen „Fundatio“ konzipiert, deren Stiftungsge-

schäft und Satzung sich unmittelbar an dem neuen materiellen 

Stiftungsrecht orientieren. Mit den Formulierungen adressie-

ren wir offene stiftungsrechtliche Fragen und streben dazu 

eine einheitliche behördliche Haltung an. Dazu haben wir Vor-

prüfungsverfahren in allen 16 Bundesländern eröffnet.

»Das eröffnet einen Standortwettbewerb zugunsten von 
Stifterinnen und Stiftern. Ist das sinnvoll?«
Sie sprechen das sog. Forum-Shopping an, das es „unter der 

Hand“ seit jeher gibt. Wenn ein Stifter seine Vorstellungen in 

einem Bundesland abgelehnt sah oder mit der Sachbehand-

lung nicht einverstanden war, hat er nicht selten sein Vorhaben 

in einem anderen Land umgesetzt, mitunter sogar im Ausland. 

Sicher wird es je nach Ansprechpartner immer Unterschiede 

geben; wir haben ja mit Menschen zu tun und nicht mit Maschi-

nen. Was es aber nicht geben darf, sind willkürliche Entschei-

dungen oder Vorgaben, die sich nicht aus dem Gesetz herleiten 

lassen. Hier wollen wir mit „Fundatio“ ansetzen. 

»Wenn Sie ein vorläufiges Resümee ziehen: Bringt die Stif-
tungsreform das gemeinnützige und ehrenamtliche Enga-
gement hierzulande nach vorne?«
Das ist jedenfalls zu wünschen. Hilfreich ist sicher, dass das 

Stiften über die Diskussion des Gesetzes wieder deutlicher ins 

Bewusstsein gerückt ist. Leider dürfte die Regelungsdichte für 

Interessierte eher abschreckend wirken. Immerhin sehen wir 

jetzt 36 statt 7 Paragraphen. Es fehlen Ansätze zu Dynamisie-

rung und Flexibilisierung der Stiftungsform und Impulse für 

Stifter- und Stiftungsautonomie. Insofern bleibt zu hoffen, 

dass trotz dieses Gesetzes weiter gestiftet und in den nächsten 

Jahren Verbesserungen diskutiert und dann auch umgesetzt 

werden. Mit unserer Initiative „Fundatio“ wollen wir dazu einen 

Beitrag leisten.  

BFS-Trendinfo

Den vollständigen Beitrag und weitere Trendthemen 

finden Sie in unserem Newsletter BFS-Trendinfo:

www.bfs-trendinfo.sozialbank.de

Nach unserer Erfahrung als Fachbank und  

langjähriger Vermögensverwalter zahlreicher  

Stiftungen kann eine Stiftungsgründung nicht  

sorgfältig genug erfolgen. Der Stiftungszweck und  

die Vermögensausstattung prägen den Handlungs-

spielraum einer jeden Stiftung entscheidend.  

Zudem stellt die Satzung die Diskussionsgrundlage  

für Aufsichts behörden und Finanzverwaltung dar.  

Sie muss langfristig Bestand haben und gleichzeitig 

ausreichend flexibel sein. 

Prof. Dr. Harald Schmitz,  

Vorstandsvorsitzender der Bank für Sozialwirtschaft

„

„

Die Rechtsanwälte Dr. Christoph Mecking, Dr. Erich 

Theodor Barzen und Dr. Stefan Fritz haben Anfragen 

zur Anerkennungsfähigkeit ihrer Stiftungsinitiative 

„Fundatio“ nach dem neuen Stiftungsrecht an jeweils 

eine Aufsichtsbehörde in den 16 Bundesländern ge-

stellt. Die Stiftungsseite www.fundatio.info stellt den 

Satzungsentwurf mit Erläuterungen vor und dokumen-

tiert die  Stellungnahmen der angeschriebenen Be-

hörden. 

Rechtsanwalt Dr. Christoph Mecking ist mit seiner 

Kanzlei auf die Rechtsberatung und -vertretung im Zu-

sammenhang mit gemeinwohlorientiertem Engage-

ment und steuerbegünstigten Organisationen speziali-

siert. Er ist u. a. geschäftsführender Gesellschafter des 

Instituts für Stiftungsberatung und Mitherausgeber 

der Zeitschrift Stiftung & Sponsoring sowie als Autor, 

Lehrbeauftragter und Referent tätig. 

Dr. Christoph Mecking 


